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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1337 — 

betr. Sicherung von schienengleichen Kreuzungen 


A. Bericht des Abgeordneten Diel 

Der Antrag der Fraktion der FDP betr. Sicherung 
von schienengleichen Kreuzungen — Drucksache 1337 
— wurde dem Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen in der 89. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 11. November 1959 überwiesen. 

In den Ausschußberatungen vom 29. September 
und 7. Oktober 1960 wurde von den Antragstellern 
zum Ausdruck gebracht, daß eine Reihe von schwe- 
ren Unfällen an Bahnübergängen, insbesondere das 
Unglück von Lauffen, sie veranlaßt hätte, über die 
bisher getroffenen Sicherheitsmaßnahmen hinaus 
nach Möglichkeiten zu suchen, um ein weiteres An- 
steigen solcher Unfälle zu verhindern. Nach einem 
Bericht der Bundesregierung über die von den Eisen- 
bahnen und den Straßenverkehrsbehörden bereits 
getroffenen und weiterhin vorgesehenen Sicherungs- 
maßnahmen beschloß der Ausschuß, dem Antrag in 
einer abgeänderten Form, wie sie in dem Ausschuß- 
antrag zum Ausdruck kommt, zuzustimmen. 


Bonn, den 25. April 1961 


Diel 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts der schweren Unfälle, die sich durch die 
Verkehrsgefährdung an schienengleichen Kreuzun- 
gen ereignet haben, ersucht der Bundestag die 
Bundesregierung, die notwendigen Maßnahmen zu 
treffen, um eine dem derzeitigen Stand der Technik 
entsprechende Sicherung der schienengleichen Kreu- 
zungen zu verwirklichen. Der Bundestag erwartet 
insbesondere 

1. die Überprüfung der schienengleichen Kreuzun- 
gen auf ausreichende Sichtverhältnisse für den 
Straßenverkehrsteilnehmer; 

2. die Änderung der Straßenverkehrs-Ordnung mit 
dem Ziel, daß neben dem vorhandenen Warn- 
system Vorwarnsysteme — z. B. Fahrbahn- 
markierungen — eingeführt werden; 

3. daß bei Verlagerung des Personenverkehrs von 
Nebenstrecken der Bundesbahn auf die Straße 
die Straßenverhältnisse dem Personenverkehr 
bevorzugt angepaßt werden. 


Bonn, den 7. Oktober 1960 

Der Ausschuß 

für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
Dr. Bleiß Diel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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